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$ Amtliche
S Bekanntmachungen

Öffentliche Bekanntmachung
Gemäß & 12 Absatz 4 Kommunalselbstverwaltungsgesetz - KSVG
- in der Fassung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Juli 2016 (Amtsbl.
S. 711), in Verbindung mit $ 1 der Satzung der Gemeinde Groß-
rosseln über die Form der öffentlichen Bekanntmachungen vom
25. Mai 1982 in der Fassung vom 19. Dezember 1989, wird die
nachstehende Satzung öffentlich bekanntgemacht:

Brandschutzsatzung

für die Gemeinde Großrosseln
Auf Grund des8 10 Satz 1 des Gesetzes über den Brandschutz,die
Technische Hilfe und den Katastrophenschutz im Saarland (SBKG)
vom 29. November 2006 (Amtsbl. S. 2207), zuletzt geändert durch
das Gesetz vom 17. Juni 2015 (Amtsbl. | S. 454), in Verbindung mit
& 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes -— KSVG - in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Juli 2016
(Amtsbl. S. 711), hat der Gemeinderat der Gemeinde Großrosseln
am 30.08.2018 folgende Satzung beschlossen:
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Abschnitt 1
Organisation der Feuerwehr

$ 1 Feuerwehr
Die Feuerwehr der Gemeinde Großrosseln besteht aus der Frei-
willigen Feuerwehr.
$2 Gliederung
(1) Die Freiwillige Feuerwehr besteht aus:

1. den aktiven Feuerwehrangehörigen,
2. der Jugendfeuerwehr und
3. der Altersabteilung.

(2) Das Gemeindegebietgliedert sich in folgende Löschbezirke:
Löschbezirk 1 Ost (Gemeindebezirk Großrosseln)
Löschbezirkk 2_ West (Gemeindebezirke Dorf im Warndt und

Karsbrunn)
Löschbezirk 3 Süd (Gemeindebezirke Emmersweller, Naßwei-

ler und St, Nikolaus)
$ 3 Personalstärke und Ausstattung der Löschbezirke mit
Fahrzeugen
(1) Personalstärke (Mindeststärke):

Löschbezirk 1 Ost (eine Gruppein Dreifachbesetzung 3/24/27)
Löschbezirk 2 West (eine Gruppe in Dreifachbesetzung

3/24/27)
Löschbezirk 3 Süd (eine Gruppe in Dreifachbesetzung

3/24/27)
(2) Ausstattung mit Fahrzeugen (Mindestausstattung):

Löschbezirk 1 Ost: HLF 10, TSF/W, MZF; GW/A
Löschbezirk 2 West: LF 10, TLF 3000, MTW
Löschbezirk 3 Süd: LF 10, GW/L2, MTW

$ 4 Aufnahmein die Freiwillige Feuerwehr
(1) In die Freiwillige Feuerwehrsollen als Mitglieder nur Bewerber

und Bewerberinnen aufgenommen werden, die ihre Haupt-
wohnungin der Gemeinde Großrosseln haben und feuerwehr-
tauglich sind. Abweichend von Satz 1 können Bewerber und
Bewerberinnen, die ihren Wohnsitz außerhalb der Gemeinde
Großrosseln haben, aber regelmäßig für den Einsatz- und
Übungsdienst zur Verfügung stehen und nicht bereits Mitglied
einer anderen Feuerwehr sind, aufgenommen werden. Die
Bewerber und Bewerberinnen müssen für die vorgesehene
Einsatztätigkeit feuerwehrtauglich sein sowie geistig und cha-
rakterlich für den Feuerwehrdienst geeignet sein. Die Gemein-
de kann ein erweitertes Führungszeugnis auf eigene Kosten
anfordern.

(2) Ein aktives Mitglied einer anderen Freiwilligen Feuerwehr
kann als Einsatzkraft zur Verstärkung aufgenommen werden,
wenn es zu bestimmten Tageszeiten für den Einsatzdienst
zur Verfügung steht und die Wehrführung dieser Feuerwehr
ihr Einvernehmen erteilt. Die Feuerwehrtauglichkeit und die
Qualifikationen sind durch die Einsatzkraft nachzuweisen. Eine
Einsatzkraft ist nicht Mitglied der Feuerwehr, hat aber die sich
im Rahmen des Einsatzdienstes ergebendenPflichten nach &
15 zu erfüllen. Die Zugehörigkeit als Einsatzkraft ist der Feuer-
wehr anzuzeigen,in der die Mitgliedschaft besteht.

(3) Die Feuerwehrtauglichkeitist für die vorgeseheneEinsatztätig-
keit durch ärztliche Bescheinigung entsprechend den gesetz-
lichen Vorschriften nachzuweisen. Die Kosten der ärztlichen

Untersuchung trägt die Gemeinde Großrosseln.
(4) Wer das 50. Lebensjahr vollendet hat, soll nicht mehr In die

Feuerwehr aufgenommen werden. Wer das 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat, bedarf zur Aufnahme in die Feuer-
wehr der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters oder der
gesetzlichen Vertreterin.

(5) Über die Aufnahme in die Feuerwehr entscheidet der Bürger-
meister oder die Bürgermeisterin im Benehmen mit dem Wehr-
führer oder der Wehrführerin. Ein Rechtsanspruch auf Aufnah-
mebesteht nicht. Wird ein Aufnahmegesuch abgelehnt,ist dies
dem Bewerber oder der Bewerberin schriftlich mitzuteilen.

$ 5 Beendigungdes aktiven Dienstes, Beurlaubung
(1) Mit Vollendung seines oder ihres 65. Lebensjahres scheidet

ein Feuerwehrangehöriger oder eine Feuerwehrangehörige
aus dem aktiven Dienst aus.

(2) Ein Feuerwehrangehöriger oder eine Feuerwehrangehörige
scheidet aus dem aktiven Dienst außerdem aus
1. durch Austritt,
2. bei Wegfall der Feuerwehrdiensttauglichkeit aus gesund-

heitlichen Gründen,
3. wenn er oder sie das 60. Lebensjahr vollendet hat und

schriftlich beantragt, den aktiven Dienst zu beenden,
4. wenn er oder sie durch Wohnortwechseloder aus anderen

Gründen nicht nur vorübergehend nicht mehr regelmäßig
für den Einsatz- und Übungsdienst zur Verfügung steht.
Wird er oder sie innerhalb von sechs Jahren Innerhalb
derselben Feuerwehr wieder aufgenommen oder von der
Freiwilligen Feuerwehr einer anderen Gemeinde übernom-
men,Ist seine oder ihre bisherige Dienstzeit bei derFreiwil-
ligen Feuerwehr anzurechnen; die Dienstgradbezeichnung
behält er oder sie bei. Die Personalunterlagen sind der
aufnehmenden Gemeinde auf Antrag des oder der Feuer-
wehrangehörigen zu überlassen.

5. durch Richterspruch, wenn dadurch die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter verloren wurde,

6. durch Ausschluss.
(3) Ein Feuerwehrangehöriger oder eine Feuerwehrangehörige

kann aus der Feuerwehr ausgeschlossen werden, wenn er
odersie
1. wiederholt seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und

Ausbildungsdienst verletzt hat,
2. wegen Begehung einer Straftat nicht mehr würdig er-

scheint, den Feuerwehrdienstzu verrichten,
3. wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht be-

folgt hat oder nicht befolgt,
4. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehrdurchsein Ver-

halten erheblich stört,
5. oder das Ansehen der Feuerwehr schuldhaft geschädigt

hat.
(4) Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin stellt die Beendi-

gung des Feuerwehrdienstes durch schriftlichen Bescheid fest
und zieht die dem oder der Feuerwehrangehörigen überlasse-
ne Feuerwehrdienstkleidung, persönliche Schutzkleidung so-
wie Meldeempfänger und ggf. den Feuerwehr-Dienstausweis
ein. Für fehlende Ausstattungsgegenstände kann die Gemein-
de Kostenersatz verlangen.

(5) Im Falle des Ausscheidenssind innerhalb eines Monats Feuer-
wehrdienstkleidung, Ausrüstungsgegenstände undalle sonsti-
gen zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellten Gegenstände
abzugeben. Bei Ausschluss reduziert sich die Pflicht auf eine
Woche. Bei der Übernahmein die Altersabteilung wird dem
oder der Feuerwehrangehörigen die Dienstkleidung belassen
und ihm oder ihr das Rechtverliehen, die Dienstkleidung bei
offiziellen Anlässen der Feuerwehr zu tragen.

(6) Ein Feuerwehrangehöriger oder eine Feuerwehrangehöri-
ge kann auf Antrag aus wichtigem Grund mit Weiterlauf der
Dienstzeit beurlaubt werden. Über den Zeitraum der Beurlau-
bung entscheidet die Gemeinde.

& 6 Jugendfeuerwehr
(1) Die Jugendfeuerwehr eines Löschbezirks soll Staffelstärke be-

tragen. Wird diese Stärke nicht erreicht, sollen die Jugendfeu-
erwehrangehörigen mehrerer Löschbezirke in einem Löschbe-
zirk zusammengeführt werden.

(2) Der Wehrführer oder die Wehrführerin kann auf Wehrebene
sowie auf Löschbezirksebene auf Vorschlag des Löschbe-
zirksführers oder der Löschbezirksführerin mit Zustimmung
des Bürgermeisters oder der Bürgermeisterin jeweils einen
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Beauftragten oder eine Beauftragte für die Jugendfeuerwehr
und einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin bis zum Wi-
derruf bestellen. Der Lehrgang Jugendfeuerwehrbeauftragter
soll innerhalb von zwei Jahren nachgewiesen werden.

(3) Für die feuerwehrtechnische Ausbildung und die jugendpfle-
gerische Tätigkeit erarbeiten der oder die Beauftragte für die
Jugendfeuerwehr und der Jugendgruppensprecher oder die
Jugendgruppensprecherin im Benehmen mit dem Löschbe-
zirksführer oder der Löschbezirksführerin jährlich einen Aus-
bildungsplan, der vom Wehrführer oder von der Wehrführerin
zu genehmigenist.

(4) Die feuerwehrtechnische Ausbildung der Angehörigen der
Jugendfeuerwehr erfolgt unter Berücksichtigung ihrer Leis-
tungsfähigkeit nach Maßgabe der Ausbildungs- und Dienst-
vorschriften für die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren.
Sie obliegt im Löschbezirk dem Löschbezirksführer oder der
Löschbezirksführerin, auf Wehrebene dem Wehrführer oder
der Wehrführerin bzw. dem oder der jeweiligen Beauftragten
für die Jugendfeuerwehr und erstreckt sich auf die theoreti-
sche Schulung für den Brandschutz und die Technische Hilfe
sowie auf die praktische Ausbildung an den Geräten der Feu-
erwehr.

(5) Der Jugendgruppensprecher oder die Jugendgruppenspre-
cherin auf Löschbezirks- und Wehrebene hat mindestens ein-
mal jährlich im Benehmen mit dem oder der Beauftragten für
die Jugendfeuerwehr und im Einvernehmen mit dem Löschbe-
zirks-, bzw. Wehrführer oder der Löschbezirks-, bzw. Wehrfüh-
rerin eine Versammlung der Jugendfeuerwehrangehörigenein-

zuberufen. Im Übrigen gelten die $$ 12 bis 14 entsprechend.
(6) Ein Jugendfeuerwehrangehöriger oder eine Jugendfeuerwehr-

angehörige scheidet aus der Jugendfeuerwehr aus, durch
1. Übertritt in die aktive Wehr,
2. Austritt,
3. Erreichen der Altersgrenze nach $ 3 Absatz 2 Satz 1 der

Verordnung überdie Organisation des Brandschutzes und
der TechnischenHilfe Im Saarland, wenn nicht die Voraus-
setzungen des $ 3 Absatz 2 Satz 2 dieser Verordnung vor-
liegen,

4. Ausschluss wegen wiederholtem Fernbleiben vom Übungs-
dienst sowie

5. Ausschluss wegen schwerwiegender Verstöße. Über den

Ausschluss haben nach Beratung der oder die Beauftragte
für die Jugendfeuerwehr gemeinsam mit dem Wehrführer
oder der Wehrführerin zu entscheiden.

$ 8 Altersabteilung
(1) In die Altersabteilung wird ein Feuerwehrangehöriger oder eine

Feuerwehrangehörige überführt, wenn er odersie
1. wegenErreichensderAltersgrenze nach & 5 Absatz 1 aus

dem aktiven Feuerwehrdienst ausscheiden muss,
2. nach Vollendung des 60. Lebensjahres auf Antrag aus

dem aktiven Feuerwehrdienst ausscheidet,
3. wegen Dienstunfähigkeit aus dem aktiven Feuerwehrdienst

ausscheiden muss.
(2) Die Übernahmein die Altersabteilung ist dem oder der Feuer-

wehrangehörigen schriftlich mitzuteilen.
(3) Angehörige der Altersabteilung können auf eigenen Antrag

freiwillig und ehrenamtlich Aufgaben der Feuerwehr außerhalb
des Übungs- und Einsatzdienstes übernehmen, soweit sie
hierfür die entsprechenden Kenntnisse besitzen und körper-
lich geeignet sind. Hierzu zählen insbesondere Aufgaben der
Brandschutzerziehung, Aus- und Fortbildung, Betreuung von
Vorbereitungsgruppen und Jugendfeuerwehren sowie Organi-
sation. An Aufgaben der Gerätewartung gemäß $ 11 können
Angehörige der Altersabteilung auf eigenen Antrag mitwirken.
Die Wahrnehmung dieser Aufgabenerfolgt durch Übertragung
durch den Wehrführer oder die Wehrführerin.

(4) Der Wehrführer oder die Wehrführerin kann auf Wehrebene so-
wie auf Löschbezirksebene auf Vorschlag des Löschbezirks-
führers oder der Löschbezirksführerin mit Zustimmung des
Bürgermeisters oder der Bürgermeisterin Jeweils einen Beauf-
tragten oder eine Beauftragte für die Altersabteilung bestellen.

$ 9 Ehrenmitglieder
(1) Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin kann auf Vor-

schlag der Feuerwehrversammlung Personen außerhalb der
Feuerwehr, die sich um das Brandschutzwesen besondere
Verdienste erworben haben, zu Ehrenmitgliedern ernennen.

(2) Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin kann auf Vor-
schlag der Hauptversammlung der Feuerwehr bewährte
Wehrführer und Wehrführerinnen sowie Löschbezirksführer
und Löschbezirksführerinnen nach Beendigung ihrer aktiven
Dienstzeit zu Ehrenwehrführern und Ehrenwehrführerinnen so-
wie zu Ehrenlöschbezirksführern und Ehrenlöschbezirksführe-
rinnen ernennen.

$ 10 Wehr- und Löschbezirksführung
(1) Es werden gewählt:

1. der Wehrführer oder die Wehrführerin und seine oder
ihre Stellvertreter oder selne oderIhre Stellvertreterinnen
in einer vom Bürgermeister oder von der Bürgermeisterin
einzuberufenden Hauptversammlung der Feuerwehrange-

(7) $ 5 Absatz 4 und 5 gelten entsprechend. hörigen der Gemeinde,

$ 7 Vorbereitungsgruppe 2. der Löschbezirksführer oder die Löschbezirksführerin und
(1) Der Wehrführer oder die Wehrführerin beruft auf Wehrebene seine oder ihre Stellvertreter oder seine oder ihre Stell

sowie auf Löschbezirksebene auf Vorschlag des Löschbe-
zirksführers oder der Löschbezirksführerin einen Leiter oder
eine Leiterin der Vorbereitungsgruppe sowie einen Stellver-
treter oder Stellvertreterin bis zum Widerruf. Der Beauftragte
oder die Beauftragte für die Jugendfeuerwehr und sein bzw.
ihr Stellvertreter oder seine bzw.ihre Stellvertreterin soll nicht
zugleich Leiter oder Leiterin der Vorbereitungsgruppesein.

(2) Der Leiter oder die Leiterin muss volljährig sein, über päda-
gogische Grundkenntnisse verfügen und soll die fachlichen,

feuerwehrtechnischen Fähigkeiten besitzen. Weitere Betreuer
können vom Leiter oder der Leiterin der Vorbereitungsgruppe,
in Abstimmung mit der Wehr- bzw. Löschbezirksführung be-
stimmt werden. Betreuer müssennicht Mitglied der Freiwilligen
Feuerwehrsein. Der Leiter oder die Leiterin sowie seine Stell-
vertretung müssen die Ausbildung als Jugendleiter innerhalb

von zwei Jahren nachweisen. Der Leiter oder die Leiterin ist
verpflichtet, die Jugendleitercard zu erwerben.

(3) Die Aufnahme in die Vorbereitungsgruppeist schriftlich beim
Leiter oder der Leiterin zu beantragen.

(4) Ein Mitglied der Vorbereitungsgruppe scheidet aus durch,
1. Übertritt in die Jugendfeuerwehr,
2. schriftlichen Austritt durch die Erziehungsberechtigten,
3. Erreichen derAltersgrenze nach $ 11 Absatz 4 Satz 6 des

Gesetzes über den Brandschutz, die Technische Hilfe und
den Katastrophenschutz im Saarland, ’

4. Ausschluss wegen schwerwiegender Verstöße. Über den
Ausschluss haben nachBeratung derLeiter oderdie Leite-
rin gemeinsam mit dem Wehrführer oder der Wehrführerin
zu entscheiden.

vertreterinnen in einer vom Bürgermeister oder von der
Bürgermeisterin einzuberufenden Hauptversammlung der
Feuerwehrangehörigen des Löschbezirks.
Die Einberufungerfolgt schriftlich oder im amtlichen Mittei-
lungsblatt der Gemeinde. Stimmberechtigt sind nur aktive
Feuerwehrmitglieder, die der Feuerwehr zusammenhän-
gend mindestens drei Monate angehören. Die Zeit in der
Jugendfeuerwehr wird dabei angerechnet.

(2) Zum Wehrführer oder zur Wehrführerin und zum Löschbezirks-
führer oder zur Löschbezirksführerin sowie zu deren Stellver-
treter und Stellvertreterinnen können nuraktive Feuerwehran-
gehörige gewählt werden, die die jeweiligen Voraussetzungen
für die Bestellung nach $ 11 Absatz 1 der Verordnung überdie
Organisation des Brandschutzes und der TechnischenHilfe im
Saarland zum Zeitpunkt der Wahl erfüllen. Gewählt wird durch
geheime Abstimmung. Die Wahlleitung hat der Bürgermeister
oder die Bürgermeisterin. Im Übrigengilt $ 46 KSVG. Zeitpunkt
und Tagesordnung der Hauptversammlung sind den Feuer-
wehrangehörigen spätestens zehn Tage vor der Versammlung
bekannt zu geben.

(3) Der Wehrführer oder die Wehrführerin und der Löschbezirks-
führer oder die Löschbezirksführerin haben ihr Amt nach Ab-
lauf ihrer Amtszeit bis zur Bestellung eines Nachfolgers oder
einer Nachfolgerin weiterzuführen.Ist dies nicht möglich, führt
ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin bis zur Bestellung
eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin die Feuerwehr. Ist
dies ebenfalls nicht möglich, führt der oder die ranghöchste
aktive Feuerwehrangehörige bis zur Bestellung eines Nachfol-
gers oder einer Nachfolgerin die Feuerwehr. Bei Ranggleich-
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heit ist das Dienstalter maßgebend.
(4) Dem Wehrführer oder der Wehrführerin und dem Löschbe-

zirksführer oder der Löschbezirksführerin obliegen die ihnen
durch das Gesetz über den Brandschutz, die TechnischeHilfe
und den Katastrophenschutz im Saarland übertragenen Aufga-

ben. Sie haben insbesondere:
1. die erforderlichen Übungenfestzusetzen und dem Bürger-

meister oder der Bürgermeisterin rechtzeitig anzuzeigen,
2. auf die Teilnahme an Lehrgängen und Seminaren hinzuwir-

ken,
3. in der Gemeindefeuerwehr bzw. im Löschbezirk die Tä-

tigkeit des Kassenführers oder der Kassenführerin, des
Gerätewartes oder der Gerätewartin, des Atemschutzge-
rätewartes oder der Atemschutzgerätewartin, des oder der
Beauftragten für die Jugendfeuerwehr, des Leiters oder

der Leiterin der Vorbereitungsgruppe und der weiteren Be-
auftragten für bestimmte Fachbereiche zu überwachen,

4. die erforderlichen Aufzeichnungen und Berichte über die
Feuerwehrtätigkeit zu veranlassen,

5. an Dienstbesprechungenteilzunehmen und dem Bürger-
meister oder der Bürgermeisterin hierüber zu berichten,

6. die Brandschutzeinrichtungen zu beaufsichtigen undfest-
gestellte Mängel abstellen zu lassen,

7. eine Alarm- und Ausrückeordnung aufzustellen,
8. in Zusammenarbeit mit den Eigentümern und Eigentüme-

rinnen, Besitzern und Besitzerinnen oder Betreibern und
Betreiberinnen eine Einsatzplanung für die Feuerwehr für
solche Gebäude undEinrichtungenaufzustellen, die In er-
höhtem Maße brand- oder explosionsgefährdet sind oder
von denen bei Ausbruch eines Brandes oder einer Explo-
sion oder eines anderen Schadenereignisses eine erhöhte
Gefahr für Menschen, Tiere, Sachwerte oder die Umwelt
ausgeht.

(5) Der Wehrführer oder die Wehrführerin oder die Löschab-
schnittsführerin und der Löschbezirksführer oder die Lösch-
bezirksführerin werden vonihren Vertretern und Vertreterinnen
unterstützt und bei Abwesenheit mit allen Rechten und Piflich-
ten vertreten.

$ 11 Gerätewartung
(1) In jedem Löschbezirk sind auf Vorschlag des Löschbezirks-

führers oder der Löschbezirksführerin vom Wehrführer oder
von der Wehrführerin im Einvernehmen mit dem Bürgermeister
oder der Bürgermeisterin ein Gerätewart oder eine Gerätewar-

tin und ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin zu bestellen.
(2) Zur Prüfung, Wartung und Instandsetzung von Atemschutzgerä-

ten sind abhängig von der Organisation der Atemschutzgeräte-

wartung auf Wehr-, Löschabschnitts- bzw. Löschbezirksebene
vom Wehrführer oder von der Wehrführerin im Einvernehmen
mit dem Bürgermeister oder der Bürgermeisterin je ein Atem-

schutzgerätewart oder eine Atemschutzgerätewartin und ein

Stellvertreter oder eine Stellvertreterin auf der entsprechenden
Ebenezubestellen.

(3) Wird die Prüfung, Wartung und Instandsetzung von Atem-

schutzgeräten zentral auf Wehrebene durchgeführt, kann die
Bestellung eines Atemschutzgerätewartes oder einer Atem-

schutzgerätewartin und eines Stellvertreters oder einer Stell-
vertreterin auf Löschbezirksebeneentfallen. Das Überwachen,
Lagern und Verwalten von Atemschutzgeräten obliegt dann
dem Gerätewart oder der Gerätewartin im Löschbezirk.

(4) Für die Organisation der Gerätewartung und der Atemschutz-

gerätewartung sowie die Tätigkeit der Gerätewarte und Geräte-
wartinnen und der Atemschutzgerätewarte und Atemschutzge-
rätewartinnen in der Gemeindeerlässt der Wehrführer oder die
Wehrführerin im Einvernehmen mit dem Bürgermeister oder
der Bürgermeisterin eine besondere Dienstanweisung, in der
die Struktur, die Aufgabenverteilung und die Verantwortlichkei-
ten festzulegensind.

(5) Der Gerätewart oder die Gerätewartin und der Atemschutz-
gerätewart oder die Atemschutzgerätewartin haben die erfolg-
reiche Teilnahme der nach Feuerwehr-Dienstvorschrift (FwDV)

erforderlichen Lehrgänge nachzuweisen. Erfordert die Prü-
fung, Wartung und Instandsetzung von feuerwehrtechnischen
Geräten und Atemschutzgeräten besondere Sachkunde,ist
die erforderliche Eignung durch entsprechende Sachkunde-

lehrgänge nachzuweisen.

$ 12 Feuerwehrversammlung
(1) Unter dem Vorsitz des Löschbezirksführers oder der Lösch-

bezirksführerin findet jährlich mindestens eine ordentliche
Versammlung im Löschbezirk statt, in der wichtige Feuerwehr-
angelegenheiten, soweit für deren Behandlung nicht andere
Organe zuständig sind, zur Beratung und Beschlussfassung
vorzulegen sind. Bei der ersten Versammlung nach Beginn
eines neuen Rechnungsjahres haben der Löschbezirksführer
oder die Löschbezirksführerin einen Bericht über das abgelau-
fene Jahr und der Kassenführer oder die Kassenführerin einen
Kassenbericht zu erstatten. Die Versammlung beschließt über
die Entlastung des Kassenführers oder der Kassenführerin.

(2) Die ordentliche Versammlung wird vom Löschbezirksführer
oder von der Löschbezirksführerin einberufen. Zeitpunkt und
Tagesordnung der Versammlung sind den Feuerwehrangehö-
rigen und dem Wehrführer oder der Wehrführerin spätestens
zehn Tage vor der Versammlungschriftlich bekannt zu geben.
Der Löschbezirksführer oder die Löschbezirksführerin muss
binnen vier Wochen eine außerordentliche Versammlung ein-
berufen, wenn mindestenseinDrittel der aktiven Feuerwehran-
gehörigen dies schriftlich unter Angabe von Gründenverlangt.

(3) Zu wichtigen, die Aufgaben der Löschbezirke übergreifenden
Feuerwehrangelegenheiten kann der Wehrführer oder die
Wehrführerin im Einvernehmen mit dem Bürgermeister oder
der Bürgermeisterin eine Versammlung mehrerer Löschbezir-
ke, eines oder mehrerer Löschabschnitte oder der gesamten
Feuerwehreinberufen.

(4) Stimmberechtigt sind nur die in der Versammlung anwesenden
aktiven Feuerwehrmitglieder, die der Feuerwehr zusammen-
hängend mindestens drei Monate angehören. Die Zeit in der
Jugendfeuerwehr wird dabei angerechnet. Für die Beschluss-
fähigkeit und Beschlussfassung der Versammlung gelten die
Vorschriften des KSVG entsprechend.

$& 13 Schriftführung
(1) In jedem Löschbezirk sind von der Feuerwehrversammlung

ein Schriftführer oder eine Schriftführerin und ein Stellvertre-
ter oder eine Stellvertreterin für die Dauer von drei Jahren zu
wählen. Für die Wahlengilt $ 46 KSVG entsprechend. Für das
Amtdes Schriftführers ist auch ein Mitglied der Altersabteilung
wählbar.

(2) Der Schriftführer oder die Schriftführerin hat über die Feuer-
wehrversammlungen und die Hauptversammlungen jeweils
eine Niederschrift zu fertigen und, mit Ausnahmeder Elnsatz-
berichte, die schriftlichen Arbeiten zu erledigen, die im Lösch-
bezirk anfallen.

& 14 Feuerwehrkasse
(1) Der Löschbezirk richtet eine Feuerwehrkasseein, der die Zu-

wendungen der Gemeinde sowie anderer Förderer zur Pflege
des Gemeinschaftsgedankenszufließen.

(2) In jedem Löschbezirk sind von der Feuerwehrversammlung für
die Dauer von drei Jahren ein Kassenführer oder eine Kassen-
führerin und für jedes Rechnungsjahr zwei Kassenprüfer oder
Kassenprüferinnen zu wählen. Für die Wahlen gilt $ 46 KSVG
entsprechend. $ 13 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Der Kassenführer oder die Kassenführerin hat die Feuerwehr-
kasse zu verwalten und über die Kassengeschäfte Buch zu
führen. Zahlungen darf er oder sie nur aufgrund von Auszah-
lungsanordnungen des Löschbezirksführers oder der Lösch-
bezirksführerin leisten.

(4) Die Kassenprüfer und Kassenprüferinnen haben die Feuer-
wehrkassejährlich mindestens einmal zu prüfen.

Abschnitt 2
Rechte und Pflichten

$ 15 Rechte und Pflichten der Feuerwehrangehörigen
(1) Die aktiven Angehörigen der Feuerwehr habendie ihnen über-

tragenen Aufgaben gewissenhaft zu erfüllen. Sie haben an
Einsätzen und den festgelegten Übungen und Ausbildungs-
veranstaltungenteilzunehmen und die Weisungenihrer Vorge-
setzten im Rahmen der Aufgaben der Feuerwehr zu befolgen.
Sie haben mit den eingesetzten Fahrzeugen, Maschinen und
Geräten sowie ihrer Dienst- und Schutzkleidung pfleglich um-
zugehen.Sie sind verpflichtet, das Ansehen unddie Einsatzfä-
higkeit der Feuerwehr nach innen und außennicht zu schädi-
gen und durch kameradschaftliches Verhalten zur Leistung der
Feuerwehr beizutragen.

(2) Die aktiven Angehörigen der Feuerwehr haben ihre Abwesen-
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heit,sofern sie mehr als zwei Wochen beträgt, dem Löschbe-

zirksführeroder der Löschbezirksführerin!anzuzeigen.
(3)Die aktivenAngehörigen der Feuerwehr dürfen nur Einsatz-

dienst leisten,wenn sie hierzugeistigund körperlichin der
Lage sind.Sie sind verpflichtet,dem Löschbezirksführeroder
der Löschbezirksführerinieine Dienstunfähigkeitund de-
ren voraussichtlicheDauer mitzuteilen.Auf Aufforderung der
Gemeinde habensie sich einer ärztlichenUntersuchung zur
FeststellungihrerDienstfähigkeitzu unterziehen.Werdende
Mütter haben dem Löschbezirksführeroder der Löschbezirks-
führerin! die Schwangerschaft mitzuteilen,sobald ihnen der

Zustand bekanntist.
(4)Die aktivenAngehörigen der Feuerwehr und der Jugendfeu-

erwehr haben Anspruch auf kostenfreieGestellungder Feuer-
wehr-Dienstkleidungund der persönlichenSchutzausrüstung
gemäß den geltendenVorschriften.

(5)Die aktivenAngehörigen der Feuerwehr und der Jugendfeuer-
wehrsind überdie Einhaltungder Unfallverhütungsvorschriften
fürdieFeuerwehren beim Eintrittund danach mindestensein-
maljährlichzu belehren. Siehabensich durch Unterschriftzur
Beachtung der Unfallverhütungsvorschriftenzu verpflichten.

(6)Im FeuerwehrdiensterlitteneUnfälleund Krankheitensind un-
verzüglichdem Bürgermeisteroder der Bürgermeisterinanzu-
zeigen.

(7)Die Angehörigen der Feuerwehr sind berechtigt,mitGenehmi-
gung des Wehrführers oder der Wehrführerinbei besonderen
Anlässen auch außerhalb des Dienstesdie Feuerwehr-Dienst-
kleidungzu tragen.

$ 16 Ordnungsmaßnahmen
(1)Erfülltein Angehöriger oder eine Angehörige der Freiwilligen

Feuerwehrdie ihm oderihr obliegendenDienstpflichten nicht,
kann die Wehrführung im Benehmen mit dem Träger geeigne-
te Ordnungsmaßnahmen ergreifen. Der zuständige Löschbe-
zirksführeroder die zuständigeLöschbezirksführerinistzuvor
zu hören.

(2)Geeignete Ordnungsmaßnahmen sind insbesondere:
1. Verweis,

2. Abmahnung,
3. Rückstufung um einen Dienstgrad,
4. Enthebung von der Dienststellung(auch zeitweise),
5. Ausschluss aus der FreiwilligenFeuerwehr.

(3)Vor einer Ordnungsmaßnahme ist dem oder der Betroffenen
Gelegenheit zur schriftlichenoder mündlichen Stellungnahme
zu geben. Der Ausschluss erfolgtdurch den Bürgermeister
oder die Bürgermeisterindurch schriftlichen,mit Begründung
und RechtsbehelfsbelehrungversehenenBescheid.

Abschnitt 3
Dienstbetriebder Feuerwehr

$ 17 Alarm- und Ausrückeordnung
Zur Festlegung,mit welchen Einsatzmitteln(Fahrzeuge und Ge-
räte)und mitwelcher Mannschaftsstärkeauf verschiedene Scha-
denfällereagiertwerden soll,hat der Wehrführer oder die Wehr-
führerineine Alarm- und Ausrückeordnung zu erstellenund dem
Bürgermeister oder der Bürgermeisterinzur Genehmigung vor-
zulegen.Die Alarm- und Ausrückeordnung istauf Gemeindever-
bandsebene mit den benachbarten Gemeinden abzustimmen und
danachder IntegriertenLeitstellebekannt zu geben.
& 18 Pflichtendes Einsatzleitersoder der Einsatzleiterin
(1)Der Einsatzleiteroder die Einsatzleiterinhat unverzüglichdie

erforderlichenMaßnahmen zu ergreifen,um Menschen und
Tiere zu retten,Sachen zu bergen und die Umwelt zu schützen.

Er oder sie hatdarauf zuachten,dass durch die Tätigkeitder
Feuerwehr keinvermeidbarer Schadenentsteht.

(2)Der Einsatzleiteroder die Einsatzleiterinhat die zuständige
FeuerwehreinsatzzentraleoderLeitstelleunverzüglichüberdie
Lage zu unterrichtenund die Benachrichtigungdes Wehrfüh-
rers oder der Wehrführerinzu veranlassen.Er oder sie unter-
richtetden Bürgermeisteroder die Bürgermeisterin.

(3)Die Feuerwehreinheitensind durch den Einsatzleiteroder die
Einsatzleiterinan der Einsatzstelleeinzuweisen. Sie erhal-
ten von ihm oderihr den Einsatzbefehl.Die Einsatzleitungist
kenntlichzu machen.

(4) Der Einsatzleiteroder die Einsatzleiterinhat dafür Sorge zu tra-

gen, dass sich nachEintreffen der Feuerwehr allezur Brand-
bekämpfung und TechnischenHilfe nichtunbedingt benötigten
Personen vonder Einsatzstelleentfernen.

(5) Über den Verlaufdes Einsatzesfertigt der Einsatzleiteroder
die Einsatzleiterineinen Einsatzberichtund legtdiesen unver-
züglichdem Wehrführer oder der Wehrführerin zur Weiterlei-
tung an den Bürgermeisteroder die Bürgermeisterinvor.

$ 19 Pflichten nachrückender Kräfte

(1) Die Einheitenführerund Einheitenführerinnennachrückender
Kräftehaben sichbeim Einsatzleiteroder der Einsatzleiterinzu
melden. Der Einsatzleiteroder die Einsatzleiterinentscheidet
über die Verwendung der nachrückenden Kräftesowie über
das Einsatzendeund das Abrückender Einheiten.

(2)Die Einheitenführerund Einheitenführerinnensind dafür ver-
antwortlich,dass allePersonen, die bei der Gefahrenabwehr
eingesetztwerden, ordnungsgemäß ausgerüstetsind.Dies ist
insbesondere beidem Einsatzfeuerwehrfremder Personen zu
beachten.

$ 20 Aufräumungsarbeiten

(1)Einsatzstellensind nur soweit zu säubern und aufzuräumen,
dass keine Gefahr des Einsturzesoder des Ausbrucheseines
neuen Brandes mehr besteht.

(2)Bei Aufräumungsarbeiten istauf Hinweise zur Feststellungder
Entstehungsursache zu achten.Es istdafür Sorge zu tragen,
dass keine Spuren verwischtoder vernichtetwerden, die zur
Aufklärungder Entstehungsursachedienen können.

(3) Gebäudeteiledürfen nachträglichnur bei dringender Notwen-
digkeitund nach Maßgabe der Entscheidung der zuständigen
Unteren Bauaufsichtsbehördeniedergelegtwerden.

$ 21 Brandwachen
Brandwachen werden nach pflichtgemäßem Ermessen des Ein-
satzleitersoder der Einsatzleiterineingerichtet.Beginn und Ende
legtder Einsatzleiteroder die Einsatzleiterinfest.
$ 22 Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft

Die Führerund die Führerinnender eingesetztenEinheitenhaben
nach dem Einrücken die Einsatzbereitschaftunverzüglichwieder-
herstellenzu lassen unddie IntegrierteLeitstelleentsprechend zu
informieren.

Abschnitt 4
Schlussvorschriften

$ 23 Inkrafttreten,Außerkrafttreten
Diese Brandschutzsatzung trittam Tag nach der öffentlichenBe-
kanntmachung in Kraft.Gleichzeitigtrittdie Brandschutzsatzung
der Gemeinde Großrosseln vom 04.07.2013außer Kraft.

Großrosseln, den 30.08.2018

Der Bürgermeister

gez.Jörg Dreistadt
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